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zum Bewertungsgeſetz 
für die Bewertung des Vermögens nach dem Stande vom 31. Dezember 1934. 
Vom 6. Mai 1935. 
Auf Grund des § 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 
27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) und auf Grund der in Betracht kommenden Ermächtigungsvor⸗ 
Ihriften des Bewertungsgeſetzes vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 887) wird hierdurch verordnet: 


Allgemeine Beſtimmungen 
8 1 
Neue Bewertung auf den 31. Dezember 1934 
Auf den 31. Dezember 1934° findet eine Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte (8 20 des Geſetzes) 


und eine Ermittlung des Werts des Geſamtvermögens (§ 64 des Geſetzes) und des Inlandsvermögens 
($ 68 des Geſetzes) ſtatt. 


Zu $$ 21—22 des Geſetzes 
8 2 
Nichtfeſtſtellung kleinſter Werte 
Die Feſtſtellung eines Einheitswerts unterbleibt, wenn der abgerundete Einheitswert nicht mehr als 
50 Gulden betragen würde. 
8 3 
Neufeſtſtellung des Einheitswerts 
(1) Für die Frage, ob der neue Wert von dem urſprünglichen Einheitswert um mehr als den 
fünften Teil dieſes Einheitswerts (oder um mehr als die ſonſt im 8 22 des Geſetzes vorgeſchriebenen 
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Beträge) abweicht, iſt ſowohl bei dem neuen wie bei dem urſprünglichen Wert von den nach § 24 
des Geſetzes abgerundeten Beträgen auszugehen. 

(2) Eine Beſtandsveränderung im Sinne des $ 22 Abi. 1 des Geſetzes liegt auch dann vor, wenn 
der ſteuerpflichtige Teil eines Grundbeſitzes größer oder kleiner wird. 


I. Land⸗ und forſtwirtſchaftliches Vermögen 
a) Landwirtſchaftliches Vermögen 
Zu $ 29 Abf. 2 des Geſetzes 
8 4 

Beginn der Ernte 
Als Beginn der Ernte im Sinne des § 29 Abi. 2 Ziff. 3 des Geſetzes gilt der Zeitpunkt, in 
dem der Betriebsinhaber bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung früheſtens die Möglichkeit hat, Er⸗ 

zeugniſſe der Ernte in nennenswertem Umfang zu veräußern. 


Zu 8 33 des Geſetzes 
Mindeſtwert 
85 
Beſtandteile des Mindeſtwerts 
Der Wert, der für einen landwirtſchaftlichen Betrieb als Mindeſtwert nach § 33 des Geſetzes an⸗ 
zuſehen iſt, beſteht aus: 
1. dem Wert, mit dem das Wohngebäude des Betriebsinhabers oder der ſeiner Wohnung 
dienende Gebäudeteil nach $ 6 Abſätzen 1 und 2 anzuſetzen iſt (Wohnungswert); 
2. dem Wert, der ſich für den übrigen Teil des Betriebs, alſo insbeſondere für die land⸗ und 
forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksfläche, die Wirtſchaftsgebäude, die Wohnräume der Ge⸗ 
folgſchaft und die Betriebsmittel nach § 7 ergibt (Wirtſchaftswert). 


8 6 
Wohnungswert 

(1) Zu dem Wohngebäude des Betriebsinhabers oder dem ſeiner Wohnung dienenden Gebäude⸗ 
teil ($ 5 Ziffer 1) rechnen alle Räume (insbeſondere Wohn⸗ und Schlafräume, Küche, Nebenräume), 
ſoweit ſie üblicherweiſe vom Betriebsinhaber ſelbſt, ſeinen Familienangehörigen, den Altenteilern 
(Auszüglern) und ſolchen Perſonen benutzt werden, die überwiegend in ſeinem Haushalt (nicht in feiner 
Wirtſchaft) beſchäftigt werden. 

(2) Das Wohngebäude des Betriebsinhabers oder der ſeiner Wohnung dienende Gebäudeteil iſt 
mit dem Vielfachen der Jahresrohmiete zu bewerten, das für Mietwohngrundſtücke gilt ($ 24 Abſ. 2 
Abſchnitt B Ziff. 1 der Bewertungsrichtlinien für Grundſtücke vom 3. Dezember 1934). 

(3) Befinden ſich in dem Gebäude, das der Wohnung des Betriebsinhabers (Abi. 1) dient, noch 
Räume, die anderen Zwecken gewidmet ſind, jo gilt für deren Bewertung das folgende: 

1. Dienen die übrigen Räume den Wirtſchaftszwecken des Betriebs oder den Wohnzwecken der 
Gefolgſchaft, ſo werden ſie nicht beſonders bewertet. Ihr Wert iſt in dem Wirtſchaftswert 
($ 7) enthalten. 

2. Dienen die übrigen Räume des Gebäudes anderen Zwecken (indem ſie z. B. zu eigenen ge- 
werblichen Zwecken des Betriebsinhabers verwendet werden oder zu gewerblichen oder Wohn⸗ 
zwecken vermietet ſind), ſo iſt der Wert ſo zu ermitteln, wie wenn ſie für ſich allein be⸗ 
ſtünden, d. h. die Wohnung des Betriebsinhabers und die in Ziffer 1 bezeichneten Räume 
ſich nicht in dem Gebäude befänden. 

8 7 
Wirtſchaftswert 
Für die Ermittlung des Wirtſchaftswerts (§ 5 Ziffer 2) gilt das folgende: 

1. Bei den zum Betrieb gehörigen landwirtſchaftlich oder forſtwirtſchaftlich genutzten Grund⸗ 
ſtücksflächen iſt von den Hektarſätzen auszugehen, die für den Betrieb anzuwenden wären, 
wenn dieſer nicht mit dem Mindeſtwert zu bewerten wäre. Die maßgebenden Hektarſätze 
werden im Hinblick auf die geſonderte Bewertung der Wohnung des Betriebsinhabers ($ 6) 
in der folgenden Weiſe gekürzt: 

a) für landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen um 20 vom Hundert, 
b) für forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen um 5 vom Hundert. 
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Die gekürzten Hektarſätze treten an die Stelle der an ſich maßgebenden Hektarſätze. 

2. Die zum Betrieb gehörigen gärtneriſch genutzten Grundſtücksflächen werden mit dem Wert 
angeſetzt, der ſich ergibt, wenn bei ihrer Bewertung das Wohngebäude des Betriebsin⸗ 
habers oder der ſeiner Wohnung dienende Gebäudeteil nicht mit einbezogen wird. 

3. Die übrigen Teile des Betriebs, für die nach $ 9 Abſ. 1 Ziffer 4 und 8 9 Abſatz 2 der 
Einzelertragswert gilt, werden mit ihrem vollen Wert angeſetzt. 

4. Die Beſtimmungen des $ 13 über Abſchläge und Zuſchläge bleiben unberührt. 


Zu den SS 36 bis 38 des Geſetzes 
ö 8 8 
Hektarhöchſtſatz 
Der Hektarhöchſtſatz für landwirtſchaftliche Betriebe beträgt 1800 Gulden. 
8 9 
Geſonderte Bewertung bei landwirtſchaftlichen Betrieben 

(1) Bei der Feſtſtellung des Einheitswerts eines landwirtſchaftlichen Betriebs ſind die folgen⸗ 
den Teile des Betriebs geſondert zu bewerten: 

1. durch Ermittlung des Hektarſatzes nach dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu derjeni⸗ 

gen der Vergleichsbetriebe 
a) landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen, für die betriebswirtſchaftliche Selbſtändig⸗ 
keit angenommen werden kann, wie z. B. häufig ein Vorwerk; 
b) landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen, deren Ertragsfähigkeit ſo gering iſt, daß 
ſie in ihrem derzeitigen Zuſtand land⸗ und forſtwirtſchaftlich nicht beſtellt werden können, 
z. B. unkultiviertes Heideland, das zwar als Schafhutung oder durch Gewinnung von 
Streu landwirtſchaftlich genutzt, aber nicht landwirtſchaftlich beſtellt wird; 
2. nach den Vorſchriften des § 44 Abſ. 3 des Geſetzes und den hierzu getroffenen Feſtſtel⸗ 
lungen des Führers des Bewertungsbeirats: 
forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücks flächen; 
3. nach den Beſtimmungen des $ 18: 
gärtneriſch genutzte Grundſtücksflächen mit Ausnahme der Hausgärten; 

4. mit ihrem Einzelertragswert: 

Teile des landwirtſchaftlichen Betriebs, ſoweit ſie, losgelöſt von ihrer Zugehörigkeit 
zu dieſem Betrieb, zum übrigen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen ($ 47 des 
Geſetzes, $ 21 dieſer Verordnung) gehören würden. 
(2) Bei der Feſtſtellung des Einheitswerts eines landwirtſchaftlichen Betriebs ſind außerdem ge⸗ 
ſondert zu bewerten und mit ihrem Einzelertragswert anzuſetzen: 5 
1. Odland. Als Odland gilt alles Land, das einen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Ertrag 
nicht bringen kann, das aber einen Ertrag anderer Art gewährt, wie z. B. Kalk⸗, Sand⸗, 
Kies-, Mergel⸗ und Lehmgruben; ; enn 
2. Teich⸗, See⸗ und Flußflächen, ſoweit ſie nicht bereits unter Abſatz 1 Ziffer 4 fallen, nach 
8 10 Abſatz 2 für die Bewertung ausſcheiden oder Unland ($ 11) find. 

(3) Weicht der Wert, der ſich für den landwirtſchaftlichen Betrieb bei Anwendung der Ab— 
ſätze 1 und 2 ergeben würde, nur unerheblich von dem Wert ab, der ſich bei Anwendung des maß⸗ 
gebenden Hektarſatzes auf den ganzen Betrieb ergibt, ſo kann das Steueramt von der geſonderten 
Bewertung nach den Abſätzen 1 und 2 abſehen und den maßgebenden Hektarſatz auf den ganzen 
Betrieb anwenden. 

8 10 
Wege, Gräben, Hecken uſw. 

(1) Wege, Gräben, Hecken, Grenzraine und dergleichen, die Teile eines landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebes ſind, ſind der Grundſtücksfläche, zu der ſie gehören, zuzurechnen und, unbeſchadet des § 39 des 
Geſetzes, gemeinſchaftlich mit dieſer zu bewerten. 

(2) Die dem öffentlichen Verkehr dienenden Wege, Straßen, Kanäle und Plätze, die fließenden 
Gewäſſer (Flüſſe, Bäche und dergleichen), die Deiche, die Anlandungen, deren Nutzung kraft Geſetzes 
der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs verpflichteten Körperſchaften des öffentlichen Rechts zuſteht, 
und ſonſtige nach 8 3 Abſ. 1 Ziffer 3 der Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögen⸗ 
ſteuer vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. 1935 S. 6) befreite Teile des landwirtſchaftlichen Betriebs 
ſcheiden für die Bewertung aus. 5 Bein 
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8 11 
Unland 

(1) Unland ſcheidet für die Bewertung aus. 

(2) Als Unland gilt alles Land, das durch keinerlei Nutzung einen Ertrag abwirft und das auch 
bei geordneter verſtändiger Wirtſchaftsweiſe nicht in Kultur genommen werden kann. 

8 12 
Zugepachtete Flächen bei Vergleichsbetrieben 

(1) Zugepachtete Flächen, die zuſammen mit einem Vergleichsbetrieb bewirtſchaftet werden, 
können bei der Feſtſtellung des Landeshundettſatzes mitberückſichtigt werden. 

(2) In dieſem Falle iſt der Hektarſatz des Betriebes ($ 37 des Geſetzes) nicht durch Anwen- 
dung des für ihn feſtgeſtellten Landeshundertſatzes zu ermitteln (§ 37 Ziffern 1 und 2 des Geſetzes). 
Für ſeine Ermittlung ſind vielmehr die für alle übrigen Betriebe geltenden Vorſchriften ($ 37 Ziffer 3 
des Geſetzes) anzuwenden. Dabei ſind die zugepachteten Flächen außer Betracht zu laſſen. 


Zu $ 39 des Geſetzes 
8 13 
Bemeſſung von Abſchlägen und Zuſchlägen 
Für die Bemeſſung der Abſchläge und Zuſchläge in den Fällen des $ 39 des Geſetzes iſt von dem 
Unterſchiedsbetrag auszugehen zwiſchen 
dem Ertrag, der beim Vorliegen der regelmäßigen Verhältniſſe, die bei Ermittlung des 
Hektarſatzes unterſtellt worden ſind (8 39 Ziffer 1 zu a des Geſetzes) zu erzielen wäre, 
und 
dem Ertrage, den der landwirtſchaftliche Betrieb in ſeinem tatſächlichen Zuſtand nachhaltig 
erzielen kann. 
Der Unterſchiedsbetrag iſt mit 25 zu vervielfachen (8 31 Abi. 2 des Geſetzes). 


Zu 88 41-43 des Geſetzes 
8 14 
Entſcheidungen des Bewertungsbeirats 

(1) Die Entſcheidung über weitere Maßnahmen zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Bewertung 
innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig ($ 42 Ziffer 6 des Geſetzes) trifft der Finanzſenator. 
Er gibt die Entſcheidungen, die er nach Anhörung des Bewertungsbeirats trifft, im Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig bekannt. 

(2) Führer des Bewertungsbeirats iſt der Leiter des Landesſteueramts. Er gibt die Entſchei⸗ 
dungen, die er nach Beratung im Bewertungsbeirat trifft (§ 42 Ziffer 1, 2, 4, 5, § 43 des Geſetzes), 
im Staatsanzeiger bekannt. 

b) Forſtwirtſchaftliches Vermögen 
Zu 8 44 des Geſetzes 
8 15 
Geſonderte Bewertung bei forſtwirtſchaftlichen Betrieben 

(1) Bei der Feſtſtellung des Einheitswerts eines forſtwirtſchaftlichen Betriebs ſind die folgenden 
Teile des Betriebs geſondert zu bewerten: 

1. durch Ermittlung des Hektarſatzes nach dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu derjenigen 

der landwirtſchaftlichen Vergleichs betriebe: 

landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen. Die Beſtimmung des 8 9 Abſ. 1 Ziffer 1 
über die geſonderte Bewertung der dort bezeichneten Flächen gilt entſprechend; 

2. nach den Beſtimmungen des $ 18: 
gärtneriſch genutzte Grundſtücksflächen mit Ausnahme der Hausgärten; 

3. mit ihrem Einzelertragswert: 
Teile des forſtwirtſchaftlichen Betriebs, ſoweit ſie losgelöſt von ihrer Zugehörigkeit zu 
dieſem Betrieb, zum übrigen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen (8 47 des Geſetzes, 
8 21 dieſer Verordnung) gehören würden. 

(2) Die Beſtimmungen der Abſätze 2 und 3 des 8 9 gelten entſprechend. 


* 
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$ 16 
Entſprechende Anwendung der Beſtimm ungen über das landwirtſchaftliche 
Vermögen 
Die Beſtimmungen der SS 4 bis 7, 10, 11 ‚13 finden entſprechende Anwendung. 


c) Gärtneriſches Vermögen 
Zu S 46 des Geſetzes 
8 17 
Gärtneriſche Betriebe 

(1) Als gärtneriſche Betriebe gelten ſolche Betriebe, die Gemüſebau (auch Spargelbau), Blumen⸗ 
bau, Obſtbau, Anbau von Baumſchulerzeugniſſen u. dgl. gärtneriſch des Erwerbs wegen betreiben. 

(2) Ein gärtneriſcher Betrieb liegt auch dann vor, wenn die gärtneriſchen Erzeugniſſe unter 
Glas oder anderen Einrichtungen zur Beeinfluſſung der natürlichen Ertragsbedingungen gewonnen 
werden. 

(3) Nicht zum gärtneriſchen Vermögen, ſondern zum Grundvermögen gehören ſolche Flächen, 
die vorwiegend der Erholung dienen und bei deren Bewirtſchaftung nicht damit gerechnet wird oder 
gerechnet werden kann, daß der Rohertrag die Koſten deckt. 


§ 18 
Bewertung 

(1) Der Führer des Bewertungsbeirats ſtellt die Ertragswerte einzelner Betriebe als Be⸗ 
wertungsſtützpunkte feſt. Die Feſtſtellung kann ſich auf den Wert des Betriebs ohne das Wohngebäude 
des Betriebsinhabers (ohne den ſeiner Wohnung dienenden Gebäudeteil) beſchränken. Für die Be⸗ 
kanntgabe der Entſcheidungen gilt § 14 entſprechend. Der Ertragswert gleichartiger Betriebe inner⸗ 
halb des Gebiets, das bei der Feſtſtellung des Führers des Bewertungsbeirats beſtimmt wird, iſt 
durch Vergleich mit den Bewertungsſtützpunkten zu ermitteln. 

(2) Für gärtneriſche Betriebe, die nicht nach Abſ. 1 Satz 4 zu bewerten ſind, gilt der Einzel⸗ 
ertragswert. 

(3) Bei der Feſtſtellung des Einheitswerts eines gärtneriſchen Betriebs nach Abſ. 1 Satz 4 
oder nach Abſ. 2 iſt das zum Betrieb gehörige Wohngebäude des Betriebsinhabers (der feiner 
Wohnung dienende Gebäudeteil) mit zu berüchſichtigen. 


$ 19 
Geſonderte Bewertung bei gärtneriſchen Betrieben 
(1) Bei der Feſtſtellung des Einheitswerts eines gärtneriſchen Betriebs ſind die folgenden Teile 
des Betriebs geſondert zu bewerten: 
1. durch Ermittlung des Hektarſatzes nach dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu derjenigen 
der landwirtſchaftlichen Vergleichsbetriebe: 
landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen. Die Beſtimmung des § 9 Abſ. 1 Ziffer 1 
über die geſonderte Bewertung der dort bezeichneten Flächen gilt entſprechend; 
2. nach den Vorſchriften des § 44 Abſ. 3 des Geſetzes und den hierzu getroffenen Feſtſtellungen 
des Führers des Bewertungsbeirats: 
forſtwirtſchaftlich genutzte Gruadſtücksflächen; 
3. mit ihrem Einzelertragswert: 
Teile des gärtneriſchen Betriebs, ſoweit ſie, Iosgeföft von ihrer Zugehörigkeit zu dieſem 
Betrieb, zum übrigen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen (8 47 des Geſetzes, 
§ 21 dieſer Verordnung) gehören würden. 
Im Hinblick darauf, daß das Wohngebäude des Betriebsinhabers (der ſeiner Wohnung dienende Ge⸗ 
bäudeteil) bereits im Zuſammenhang mit der Bewertung der gärtneriſch genutzten Grundſtücksflächen 
voll berückſichtigt wird (§ 18 Abi. 3) ſind in den Fällen der Ziffern 1 bis 3 die an ſich maßgebenden 
Hektarſätze zu kürzen, und zwar für landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen um 20 vom Hundert 
und für forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen um 5 vom Hundert. Die gekürzten Hektarſätze 
treten an die Stelle der an ſich maßgebenden Hektarſätze. 
(2) Die Beſtimmungen der Abſätze 2 und 3 des 8 9 gelten entſprechend. 


640 


8 20 
Entſprechende Anwendung der Beſtimm ungen über das landwirtſchaftliche 
Vermögen 
Die Beſtimmungen der 88 4, 10 und 11 finden entſprechende Anwendung. 


d) Übriges land- und forſtwirtſchaftliches Vermögen 
Zu $ 47 des Geſetzes 
8 2¹ 
Arten des übrigen land- und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 
Zum übrigen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen gehören: 
1. das der Fiſchzucht und der Teichwirtſchaft gewidmete Vermögen, 
2. das der Binnenfiſcherei gewidmete Vermögen, 
3. Wanderſchäfereien, 
4. das der Bienenzucht gewidmete Vermögen (Imkereien). 
8 22 
Bewertung des übrigen land- und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 
(1) Auf das übrige land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen finden 8 26 Abſätze 2 und 5, $ 28 
Abſätze 1, 2 und 4 und 8 32 des Geſetzes entſprechende Anwendung. 
(2) Das Wohngebäude des Betriebsinhabers oder der feiner Wohnung dienende Gebäudeteil ge- 
hört abweichend von $ 28 Abi. 4 des Geſetzes nicht zum übrigen land- und forſtwirtſchaftlichen Ver⸗ 
mögen. 


nis. 


II. Grundvermögen 
Zu 8 50 des Geſetzes 
a) Bebaute Grundſtücke 
8 23 

(1) Die bebauten und die im Bau befindlichen Grundſtücke ſind mit dem gemeinen Werte (8 10 
des Geſetzes) zu bewerten. 

(2) Für die Bewertung gelten die Bewertungsrichtlinien für Grundſtücke (Verordnung vom 
3. Dezember 1934, G. Bl. S. 761). 

Zu 8 48 Abi. 2 des Geſetzes 
b) Erbbaurecht 
8 24 

(1) Sit ein Grundſtück mit einem Erbbaurecht belaſtet, jo iſt zunächſt der Geſamtwert für den 
Grund und Boden einſchließlich der Gebäude ſo zu ermitteln, wie wenn die Belaſtung nicht beſtünde. 

(2) Beträgt die Dauer des Erbbaurechts in dem für die Bewertung maßgebenden Zeitpunkt noch 
fünfzig Jahre oder mehr, jo iſt der Geſamtwert (Abſ. 1) in vollem Umfang dem Erbbauberechtigten 
zuzurechnen. 

(3) Beträgt die Dauer des Erbbaurechts in dem für die Bewertung maßgebenden Zeitpankt 
weniger als fünfzig Jahre, jo iſt der Geſamtwert (Abs. 1) auf den Grund und Boden und auf die Ge- 
bäude nach dem Verhältnis der gemeinen Werte zu verteilen. Dabei ſind zuzurechnen: 

1. dem Erbbauberechtigten: der Wert der Gebäude und außerdem der Anteil des Erbbaurechts 
am Wert des Grund und Bodens. 
Dieſer Anteil iſt nach der reſtlichen Dauer des Erbbaurechts zu bemeſſen. Er beträgt bei 
einer Dauer des Erbbaurechts 
unter 50 bis zu 45 Jahren 90 vom Hundert, 
7 45 1) 0 40 * 80 * 7 


„ 5 I 0 I „ 
des Werts des Grund und Bodens; 
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2. dem Eigentümer des Grund und Bodens: der Wert des Grund und Bodens, der nach 
Abzug des in Ziffer 1 genannten Anteils verbleibt. 
Abweichend von Ziffer 1 kann auch dem Eigentümer des Grund und Bodens ein Anteil am Wert des 
Gebäudes zugerechnet werden, wenn beſondere Vereinbarungen es rechtfertigen. Das gilt insbeſondere, 
wenn bei Erlöſchen des Erbbaurechts durch Zeitablauf der Eigentümer des Grund und Bodens keine 
dem Wert des Gebäudes entſprechende Entſchädigung zu leiſten hat. 

(4) Das Rechk auf den Erbbauzins iſt nicht als Beſtandteil des Grundſtücks zu berüdichtigen, 
ſondern erſt bei der Ermittlung des ſonſtigen Vermögens oder Betriebsvermögens des Eigentümers des 
Grund und Bodens anzuſetzen. Dementſprechend iſt die Verpflichtung zur Zahlung des Erbbauzinſes 
nicht bei der Bewertung des Erbbaurechts zu berückſichtigen, ſondern erſt bei der Ermittlung des Ge⸗ 
ſamtvermögens (Inlandsvermögens) oder Betriebsvermögens des Erbbauberechtigten abzuziehen. 


III. Betriebsvermögen 
Zu 8 53 des Geſetzes 
8 25 
Freie Berufe 

Als Gewerbe gilt unbeſchadet des § 54 des Geſetzes nicht eine rein künſtleriſche oder rein wiſſen⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit. Als eine ſolche iſt ein künſtleriſcher oder wiſſenſchaftlicher Beruf (Nebenberuf) 
dann anzuſehen, wenn er ſich auf ſchöpferiſche oder forſchende Tätigkeit, Lehr-, Vortrags⸗ und Prü⸗ 
fungstätigkeit und auf ſchriftſtelleriſche Tätigkeit beſchränkt. Durch eine in gleichem Umfang nebenher 
ausgeübte Gutachtertätigkeit als Sachverſtändiger wird die Annahme einer rein künſtleriſchen oder 
einer rein wiſſenſchaftlichen Tätigkeit nicht ausgeſchloſſen, ebenſo bei Künſtlern nicht durch die Tatſache, 
daß ſie ſelbſtgeſchaffene Kunſtwerke veräußern. 


Zu 8 54 Abſ. 1 Ziffer 7 des Geſetzes 
8 26 
Offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
und ähnliche Geſellſchaften 
(1) Die Vermögenserklärungen für offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und ähn⸗ 
liche Geſellſchaften, bei denen die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen ſind, ſind 
von den zur Geſchäftsführung berufenen Geſellſchaftern abzugeben. 
(2) In der Vermögenserklärung iſt insbeſondere anzugeben: 
1. wer als Geſellſchafter beteiligt it; 
2. wie ſich das Vermögen der Geſellſchaft auf die einzelnen Geſellſchafter verteilt. 
(3) Für die Einlegung von Rechtsmitteln, die den einheitlichen Feſtſtellungsbeſcheid über den 
gewerblichen Betrieb der Geſellſchaft betreffen, gilt S 222 a Abſ. 1 des Steuergrundgeſetzes ſinngemäß. 


Zu 8 55 Abſ. 2 des Geſetzes 
8 27 
Beteiligung mehrerer an einem Grundſtück 

Gehört ein Grundſtück, das, losgelöſt von dem gewerblichen Betrieb zum Grundvermögen ge⸗ 
hören würde, mehreren Perſonen, ſo rechnet das ganze Grundſtück ſtets zum Grundvermögen ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, in welchem Umfang es einem gewerblichen Betrieb der Beteiligten dient. Sind an dem 
Grundſtück inländiſche Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen der im $ 54 Abſ. 1 
des Geſetzes bezeichneten Art beteiligt, ſo gilt ihr Anteil ſtets als Betriebsgrundſtück. 


Zu 88 56 und 49 Abi. 3 des Geſetzes 
8 28 
Gewerbeberechtigungen 
(1) Gewerbeberechtigungen ($ 56 Abſ. 1 des Geſetzes) find 

1. wenn fie zu einem gewerblichen Betrieb des Berechtigten gehören, dem Teil des Betriebs- 
vermögens zuzurechnen, der nicht aus Betriebsgrundſtücken beſteht; 

2. wenn ſie nicht zu einem gewerblichen Betrieb des Berechtigten gehören (3. B. eine verpach⸗ 
tete „ dem ſonſtigen Vermögen zuzurechnen (§ 62 Ziffer 8 des Ge⸗ 
ſetzes). 

Das gilt auch dann, wenn die Gewerbeberechtigten den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über 
Grundſtücke unterliegen, alſo grundſtücksgleiche Berechtigungen find, oder mit dem Eigentum an einem 
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Grundſtück verbunden, alſo ſubjektiv⸗dingliche Verechtigungen find ($ 56 Abſ. 2, § 49 Abſ. 3 des 
Geſetzes). 1 

(2) Zu den Gewerbeberechtigungen ſind deren Beſtandteile und Zubehör zu rechnen mit Aus⸗ 
nahme des Grund und Bodens und der Gebäude und mit Ausnahme der Maſchinen und ſonſtigen 
Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören (§ 56 Abſ. 3 des Geſetzes). 

(3) Gewerbeberechtigungen find mit dem gemeinen Wert zu bewerten ($ 56 Abſ. 4, § 10 des Ge⸗ 
ſetzes). 

Zu $ 57 Ziffer 1 des Geſetzes und $ 3 Abi. 1 Ziffer 4 des Vermögenſteuergeſetzes 
8 29 
Sparkaſſen 

(1) Bei öffentlichen Sparkaſſen gehören nur die Wirtſchaftsgüter zum Betriebsvermögen, die 
nicht der Pflege des eigentlichen Sparverkehrs dienen. 

(2) Als Wert des Betriebsvermögens gilt der Teil des geſamten Vermögens der Sparkaſſe, der 
ſich aus dem Verhältnis ergibt, in dem die nicht in Spareinlagen beſtehenden Einlagen und die ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten einerſeits zu den geſamten Einlagen und den eingegangenen Verbindliche 
keiten andererſeits ſtehen. 


Beiſpiel: 
Geſamtes Vermögen einer Sparkaſ ek 1000000 G 
Semi een er anetr he 8000000 G 
Nicht in Spareinlagen beſtehende Einlagen und eingegangene Verbindlichkeiten z. B. 
a) Depoſiten, Giro- und Kontokorrent einlagen 1500000 G 
b) Wechfelverbindlileiten . . . . - nenn. 250000 „ 
e) Sonſtige eingegangene Verbindlichkeiten, z. B. Darlehen, die die 
Sparkaſſe zur Verſtärkung der Betriebsmittel oder zur Deckung 
eines vorübergehenden Geldbedarfs aufgenommen hat. An⸗ 
leihen bei der Girozentrale, bei ſonſtigen Geld- und Kredit⸗ 
inſtituten uſw. 1 Sine n 250000 „ 2000000 G 


Geſamte Einlagen und eingegangene Verbindlich keiten 10 000 000 G. 


Das Verhältnis zwiſchen den nicht in Spareinlagen beſtehenden Einlagen und eingegangenen Ver⸗ 
bindlichkeiten (2000000 G) zu den geſamten Einlagen und eingegangenen Verbindlichkeiten (LO 000 000 G) 
beträgt alſo 2 zu 10. Das Betriebsvermögen der Sparkaſſe iſt demnach mit / des gelamten Ver⸗ 
mögens der Sparkaſſe, alſo mit 200000 G anzuſetzen. 


Zu 8 58 des Geſetzes 
s 30 
Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften 

(1) Die Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften nach § 58 des Geſetzes kommt nur für ſolche 
Aktien, Kuxe oder Anteile in Betracht, die der inländiſchen Kapitalgeſellſchaft ununterbrochen ſeit min⸗ 
deſtens zwölf Monaten vor dem maßgebenden Abſchlußtag gehört haben. 

(2) Die Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften gilt unter den Vorausſetzungen des § 58 des 
Geſetzes und des vorſtehenden Abſatzes 1 auch für Aktien, Kuxe oder Anteile, die einem inländiſchen 
Verſicherungsverein auf Gegenſeitigteit gehören. 

8 31 
Verſicherungstechniſche Rücklagen 

(1 Verſicherungstechniſche Rücklagen ſind inſoweit abzugsfähig, als es ſich bei dieſen Rücklagen um 
echte Schuldpoſten oder um Poſten handelt, die der Rechnungsabgrenzung dienen. Hierbei dürften die 
Rücklagen den Betrag nicht überſteigen, der zur Sicherſtellung der Verpflichtungen aus den am Be⸗ 
wertungsſtichtag beſtehenden Verſicherungsverträgen erforderlich iſt. 

(2) Für Abzugsfähigkeit der Rücklagen zum Ausgleich des ſchwankenden Jahresbedarfs ſind ins- 
beſondere die folgenden Vorausſetzungen erforderlich: 

1. Es muß nach den Erfahrungen in dem betreffenden Verſicherungszweig mit erheblichen 
Schwankungen des Jahresbedarfs zu rechnen ſein. 

2. Die Schwankungen des Jahresbedarfs dürfen nicht durch die Prämien ausgeglichen werden. 
Sie müſſen aus den am Bewertungsſtichtag beſtehenden Verſicherungsverträgen herrühren 


Rund dürfen nicht durch Rückverſicherungen gedeckt ſein. 
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(3) Der Finanzſenator kann im Benehmen mit dem Wirtſchaftsſenator Richtſätze über die ſteuer⸗ 
lich anzuerkennenden verſicherungstechniſchen Rücklagen aufſtellen. 

(4) Die Rücklagen für Beitragsrückerſtattungen und beim Lebensverſicherungsgeſchäft auch die Ge— 
winnreſerven der mit Gewinnanteil Verſicherten (Überſchußrücklagen) find nur mit 90 vom Hundert ihres 
Werts abzugsfähig. 


Zu $$ 61 und 12 des Geſetzes 
8 32 
Teilwert von Wirtſchaftsgütern bei Stillegung oder eingeſchränkter Benutzung 

(1) Die zu einem gewerblichen Betrieb gehörigen Wirtſchaftsgüter find mit Ausnahme der Grund⸗ 
ſtücke, der Gewerbeberechtigungen, der Wertpapiere und der Anteile und Genußſcheine an Kapital⸗ 
geſellſchaften mit dem Teilwert anzuſetzen. 

(2) Bei Ermittlung des Teilwerts der Wirtſchaftsgüter kann das Maß ihrer Benutzung im Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb von Bedeutung ſein. Der Teilwert eines Wirtſchaftsguts iſt, wenn es infolge Stillegung 
Betriebseinſchränkung, Kurzarbeit oder dergleichen offenbar nicht nur vorübergehend ungenutzt oder 
eingeſchränkt genutzt iſt, im allgemeinen niedriger, als wenn es im Betrieb voll genutzt iſt. Der Teil⸗ 
wert eines voll genutzten Wirtſchaftsguts deckt ſich in der Regel mit dem Betrag der zur Beſchaffung 
des Wirtſchaftsguts in ſeinem am Bewertungsſtichtag beſtehenden Zuſtand aufgewendet werden müßte. 
Der Teilwert eines nicht nur vorübergehend genutzten Wirtſchaftsguts iſt in der Regel gleich dem 
Einzelveräußerungspreis. Eine Bewertung mit einem niedrigeren Wert als dem Materialwert (3. B. 
Schrottwert) iſt ausgeſchloſſen. 

IV. Sonſtiges Vermögen 
Zu 8 62, § 13 des Geſetzes 
a) Wertpapiere und Anteile 
8 33 
Bewertungsmaßſtab 

(1) Für die Bewertung von Wertpapieren, Anteilen und Genußſcheinen gilt das folgende: 

1. Beſteht im Inland ein amtlicher Kurswert, fo iſt dieſer Kurswert maßgebend ($ 13 Abſ. 1 
des Geſetzes). 

2. Beſteht zwar nicht im Inland, wohl aber im Ausland ein amtlicher Kurswert, ſo iſt dieſer 
ausländiſche Kurswert unter Umrechnung nach dem Mittelkurs für Auszahlungen vom Stich⸗ 
tag maßgebend. Beſtehen im Ausland mehrere amtliche Kurswerte, ſo gilt der an der Börſe 
der Hauptſtadt oder, falls ein ſolcher nicht vorhanden iſt, der an der Börſe des größeren 
Orts feſtgeſtellte amtliche Kurswert. 

(2) Deutſche Wertpapiere find mit 50 G für je 100 RM des Kurswerts nach dem Stande vom 
31. Dezember 1934 zu bewerten. 5 

(3) Ein Abſchlag für laufende Dividenden oder laufende Zinſen darf von dem nach den Abſätzen 1 
und 2 maßgebenden Wert nicht gemacht werden. 


8 34 
Bewertung von Aktien uſw. in beſonderen Fällen 

(1) Iſt in den Fällen des 8 33 Abf. 1 der gemeine Wert einer Anzahl von Anteilen an einer 
Geſellſchaft, die einer Perſon gehören, infolge beſonderer Amſtände höher als der Wert, der fi 
auf Grund der amtlichen Kurswerte oder der gemeinen Werte (§ 33 Abſ. 1 Ziffer 1) für die ein⸗ 
ae Anteile insgeſamt ergibt, fo iſt der gemeine Wert der Beteiligung maßgebend (8 13 Abſ. 3 des 

ſetzes). 

(2) Hat der Steuerpflichtige bei der Abernahme von Aktien, Kuren, ſonſtigen Anteilen und Ge 
nußſcheinen der Geſellſchaft gegenüber die Verpflichtung übernommen, auf Verlangen die Aktien ufw. 
ihr jederzeit zurüdzugeben oder für ihre Rechnung zu verwerten, To find die Aktien uſw. nur mit dem 
Betrag anzuſetzen, den der Steuerpflichtige gegen ihre Rückgabe oder Verwertung vereinbarungsgemäß 
zu fordern hat. 

b) Forderungen 
8 35 

(1) Hypotheken auf Danziger landwirtſchaftlichen Grundftüden, die zum Umſchuldungsverfahren 

zugelaſſen ſind, ſind 
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a) ſoweit fie ſich innerhalb der erſten 40 90 des Einheitswerts des Grundftüds halten lerſt⸗ 
wertige Hnpothel), 
mit 60% des Nennwerts, 
b) ſoweit ſie ſich außerhalb der unter a) angegebenen Grenze halten (zweitwertige Hypotheh, 
mit 30% des Nennwerts, 
zu bewerten. 
(2) Hypotheken und Darlehnsforderungen gegenüber deutſchen Schuldnern, Guthaben bei der Kon⸗ 
verſionskaſſe und ſonſtige Sperrguthaben ſind mit 50 G für je 100 Mark des Nennwerts zu bewerten. 


8 36 
Der gemeine Wert von Forderungen wird durch den Umſtand allein nicht berührt, daß die For⸗ 
derung auf längere Zeit für den Gläubiger unkündbar iſt und daß im Verkehr zur Zeit für ihre Ab⸗ 
tretung nicht der volle Nennwert erzielt werden kann. 


Zu 8 62 Ziffer 6 und § 14 Abi. 4 des Geſetzes 
c) noch nicht fällige Anſprüche aus Lebensverſicherungen 
8 37 


(1) Für die Berechnung des Werts noch nicht fälliger Anſprüche aus Lebens-, Kapital- und 
Rentenverſicherungen gelten die folgenden Beſtimmungen: 

1. Bei Anſatz mit zwei Dritteln der eingezahlten Prämien (§ 14 Abſ. 4 Satz 1 des Geſetzes): 

a) Rückzahlungen (ausgeſchüttete Gewinnanteile u. dgl.) ſind von den eingezahlten Prämien 
abzuziehen. It die Rückzahlung durch Anrechnung auf laufende Prämien vorgenommen 
worden, ſo iſt nur der tatſächlich gezahlte Prämienbetrag anzuſetzen. 

b) Gutgeſchriebene Gewinnanteile u. dgl., über die der Steuerpflichtige auch vor Eintritt des 
Verſicherungsfalls verfügen kann, ſind von den eingezahlten Prämien abzuziehen. Die 
gutgeſchriebenen Gewinnanteile ſind als laufende Guthaben im Sinn des $ 62 Ziffer 2 
des Geſetzes anzuſehen. 

c) Gutgeſchriebene Gewinnanteile u. dgl., über die der Steuerpflichtige nicht vor Eintritt des 
Verſicherungsfalls verfügen kann, ſind von den eingezahlten Prämien nicht abzuziehen. 
In dieſen Fällen ſind die vollen Prämien zugrunde zu legen; die gutgeſchriebenen Ge⸗ 
winnanteile u. dgl. ſind nicht beſonders anzuſetzen. 

Die Beſtimmungen zu a und c gelten ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um laufende Prämien 
oder um Einmalprämien handelt. Die Beſtimmungen gelten entſprechend für die Bewertung 
von Anſprüchen aus Kapitalverſicherungen mit zwei Dritteln der eingezahlten Kapitalbeiträge. 
Die neben den Prämien oder Kapitalbeiträgen gezahlte Verſicherungsſteuer iſt bei der Be⸗ 
wertung der Anſprüche außer Betracht zu laſſen. 

2. Bei Anſatz mit dem Rückkaufswert ($ 14 Abſ. 4 Satz 2 des Geſetzes): 

a) Gutgeſchriebene Gewinnanteile u. dgl., über die der Steuerpflichtige auch vor Eintritt 
des Verſicherungsfalls verfügen kann, ſind ‚da fie nicht im Rückkaufswert berückſichtigt 
werden, beſonders, und zwar als laufende Guthaben im Sinn des 8 62 Ziffer 2 des 
Geſetzes anzuſetzen. 

b) Gutgeſchriebene Gewinnanteile u. dgl., über die der Steuerpflichtige nicht vor Eintritt 
des Verſicherungsfalls verfügen kann, ſind, r 

ſoweit fie im Rückkaufswert berückſichtigt ſind, 
nicht beſonders anzuſetzen, 

ſoweit fie im Rückkaufswert nicht berüdjichtigt ſind, 
als Kapitalforderungen im Sinn des $ 62 Ziffer 1 des Geſetzes, die bis zum 
Eintritt des Verſicherungsfalls befriſtet ſind, anzuſetzen. 

(2) Hat der Steuerpflichtige bei dem Verſicherungsunternehmen ein Darlehn (Policendarlehen) 
aufgenommen oder von dem Unternehmen eine Vorauszahlung erhalten, jo gelten die Zinſen (Zuſatzbei⸗ 
träge) für das Policendarlehen oder die Vorauszahlung nicht als Prämien und ſind daher bei der 
Berechnung des Werts nach Ab. 1 Ziffer 1 außer Betracht zu laſſen. Das Policedarlehen oder die 
Vorauszahlung ſelbſt iſt vom Rückkaufswert (Abſ. 1 Ziffer 2) nicht abzulegen; das Darlehen oder 
die Vorauszahlung iſt bei der Ermittlung des Vermögens als Schuld abzuziehen. 


7 


a 


6⁴5˙ 
V. Schlußbeſtimmungen 
8 38 
Inkrafttreten 


Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind erſtmalig bei der Bewertung des Vermögens ($ 19 des Ge⸗ 
ſetzes) nach dem Stand am Ende des 31. Dezember 1934 anzuwenden. 


Danzig, den 6. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


115 Rechtsverordnung 
betr. Genehmigungserfordernis für die Niederlaſſung von Hebammen. 
Vom 10. Mai 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Zwecks Vorbereitung der Neuregelung des Hebammenweſens wird die Niederlaſſung von Heb⸗ 
ammen im Gebiet der Freien Stadt Danzig von einer beſonderen Genehmigung des Senats bis vor⸗ 
läufig 30. September 1935 abhängig gemacht. 
8 2 
Für die Erteilung der Genehmigung iſt die Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölke⸗ 
rungspolitik zuſtändig. 
8 3 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 


Danzig, den 10. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 


116 Verordnung 


über die Internationale Sanitätsübereinkunft vom 21. Juni 1926 (Paris). 
Vom 6. Mai 1935. 


Auf Grund der Verordnung „betreffend Ermächtigung des Senats zur Verkündung internationaler 
Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933“ (G. Bl. S. 631) wird der in Paris am 21. Juni 
1926 unterzeichneten Internationalen Sanitätsübereinkunft ſowie dem Protokoll vom gleichen Tage 
zugeſtimmt. 

Die Übereinkunft nebſt Protokoll und Anlagen iſt am 27. September 1927 und am 15. Januar 
1934 (G. Bl. 1927 S. 289 und 1934 S. 17), veröffentlicht. 

Nach einer Mitteilung der diplomatiſchen Vertretung der Republik Polen in Danzig iſt die 
Ratifikationsurkunde zu der Internationalen Sanitätsübereinkunft im Namen der Freien Stadt Danzig 
am 30. Juni 1934 niedergelegt worden. 

Die Übereinkunft iſt gemäß Artikel 170, Satz 3, der Übereinkunft für die Freie Stadt Danzig 
am 30. Juni 1934 in Kraft getreten. Der im Geſetzblatt vom 7. September 1927 (Seite 289) ver⸗ 
öffentlichte Beitritt zu der Internationalen Sanitätsübereinkunft iſt unwirkſam. 


Danzig, den 6. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greijer Dr. Klud 
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117 Berichtigung. 


1. In der Verordnung zur Abänderung des Münzgeſetzes vom 1. Mai 1935 (G. Bl. S. 609) iſt in 
Artikel I Zeile 2 bei der Zitierung der Verordnung vom 18. Dezember 1931 ſtatt „G. Bl. S. 871“ 
zu ſetzen „G. Bl. S. 971“. 
2. In der Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des 
Goldwertes des Guldens vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617) iſt: 
a) im 8 3 Ziffer 2 ſtatt „5½ prozentige Staats⸗(Tabakmonopol) Anleihe“ zu ſetzen „6 ½ pro⸗ 
zentige Staats⸗(Tabakmonopol) Anleihe“, 
b) im 8 4 Zeile 1 ſtatt des Wortes „Hypotheken“ zu ſetzen „Guldenhypotheken“ und in 
Zeile 2 bei der Verordnung vom 16. Oktober 1931 ſtatt „G. Bl. S. 747“ zu ſetzen „G. Bl. 
S. 749", 


Danzig, den 10. Mai 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


